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Airlines wollen
Schallschutz nicht
alleine bezahlen

Frankfurt. Die Fluggesellschaften
wollen beim passiven Schallschutz
rund um den Frankfurter Flugha-
fen stärker mitreden und ihn vor al-
lem nicht alleine bezahlen. Bislang
heiße es, dass die Airlines nicht di-
rekt betroffen seien, erklärte der
Generalsekretär des Verbandes BA-
RIG, Martin Gaebges. Die Mitglie-
der – 103 nach Deutschland flie-
gende Gesellschaften – befürchte-
ten aber, dass sie erneut zur Kasse
gebeten werden sollen. Es müssten
aber die bereits getätigten Investi-
tionen in den aktiven Schallschutz
– also Veränderungen an den Flug-
zeugen – berücksichtigt werden.
Gaebges forderte die Einrichtung
des bereits vor vier Jahren beschlos-
senen Expertengremiums „Passiver
Schallschutz“, das es bis heute nicht
gebe. Daran wolle sich BARIG wie
bereits bei dem parallelen Gremi-
um für den aktiven Schallschutz
beteiligen. Für die Kosten sollten
alle aufkommen, die vom Frankfur-
ter Flughafen profitierten.
Die hessische Landesregierung
plant eine Lärmschutzverordnung
mit vergleichsweise niedrigen Be-
lastungswerten, aus der sich Kosten
von zusammen rund 150 Millionen
Euro ergeben. Statt rund
60000 Flughafenanwohner sollen
nach der schärferen Richtlinie rund
120000 Bürger Anspruch auf
Schallschutzfenster und andere
Schutzeinrichtungen erhalten. Fra-
port hat bereits angekündigt, die
Kosten an die Fluggesellschaften
weitergeben zu wollen. lhe

MKK klagt
gegen Flugrouten
Hanau. Der Main-Kinzig-Kreis
klagt gegen die abgesenkten Flug-
routen zum Frankfurter Flughafen.
Die Kommunalpolitiker wollen mit
dem Schritt ein modernes Anflug-
verfahren durchsetzen, das die
Lärmbelastung verringert, teilten
die Verantwortlichen nach einem
Beschluss des Kreisausschusses mit.
Seit Mitte März sei jedoch das
Gegenteil eingetreten. Im Zusam-
menhang mit der neuen Lande-
bahn Nordwest flögen die Jets zwi-
schen Gelnhausen und Hanau nur
noch etwa in 1000 bis 1300 Metern
Höhe. Auch die Stadt Wiesbaden
hatte unter anderem bereits gefor-
dert, neue Flughöhen festzulegen.
„Das Bundesamt für Flugsiche-
rung hat diese An- und Abflugver-
fahren nach den Vorschlägen der
Deutschen Flugsicherung geregelt“,
sagte Landrat Erich Pipa (SPD). Es
gebe aber schonendere Anflugver-
fahren. Die Verringerung um
300 Meter bedeutet nach Darstel-
lung von Flughafen-Gegnern eine
Verdoppelung des Krachs.
Die Bürgermeister des Kreises

fordern ein leiseres (CDA-)Anflug-
verfahren im Gleitsinkflug für den
Flughafen – wie es etwa die Piloten
auch am Flughafen London Heath-
row machen. Zudem signalisierten
sie ihre Zustimmung für eine Stu-
die für ein alternatives Anflugver-
fahren. Die neue Nordwestlande-
bahn – der Grund für die Änderun-
gen – soll am 21. Oktober auf
Deutschlands größtem Flughafen
in Betrieb gehen. lhe

Taschendiebe auf
Senioren-Jagd

Dieburg. Eine vor allem auf ältere
Opfer spezialisierte Bande von Ta-
schendieben ist der Polizei ins Netz
gegangen. Die Taten wurden in
ganz Südhessen begangen, der
Schaden liegt über 100000 Euro.
Drei Männern und einer Frau wird
vorgeworfen, in Lebensmitteldis-
countern vor allem ältere Men-
schen bestohlen zu haben. Ge-
schickt lenkten sie ihre Opfer ab
und nahmen ihnen die Geldbörsen
weg. Die Täter erbeuteten dabei
auch EC- und Kreditkarten, mit de-
nen an Bankautomaten Geld abge-
hoben wurde. Als Haupttäter gilt
ein 43-Jähriger, der in seiner Woh-
nung in Dieburg Beutegut hortete.
Er kam in Untersuchungshaft. lhe

Polizisten als
Cowboys

Alsbach-Hähnlein. Mit einem be-
herzten Griff ins Zaumzeug haben
Polizisten Cowboy gespielt und im
südhessischen Alsbach-Hähnlein
zwei Pferde eingefangen. Die bei-
den Tiere waren am frühen Mor-
gen auf der Straße herumgelaufen.
Warum die Pferde – ein Haflinger
und ein Hannoveraner – nicht im
Stall oder auf der Koppel waren,
war zunächst unklar. lhe

Vergewaltigung
abgestritten

Fulda. Ein 22-Jähriger soll seine
minderjährige Freundin immer
wieder vergewaltigt und misshan-
delt haben. Wegen fast 90 Taten
muss er sich vor dem Landgericht
Fulda verantworten. Der Angeklag-
te soll sich zwischen September
2007 und März 2008 an seiner
Freundin vergangen und sie ge-
quält haben. Einmal habe das Mäd-
chen vor Schmerzen kaum noch
laufen können, sagte der Staatsan-
walt. Beim ersten Geschlechtsver-
kehr soll das Opfer erst 13 Jahre alt
gewesen sein. Dem Angeklagten
wird zudem vorgeworfen, das Mäd-
chen um Geld erpresst und ihre
ganze Familie bedroht zu haben.
Der 22-Jährige erklärte vor Gericht
mit ruhiger Stimme, er habe das
Mädchen zu keinem Zeitpunkt ge-
schlagen oder vergewaltigt. lhe

Tipps zur
Medienerziehung
Kassel. Kinder nehmen Medien an-
ders wahr als Erwachsene – darauf
hat die Hessische Landesanstalt für
privaten Rundfunk und neue Me-
dien (LPR) in Kassel hingewiesen.
Etwa 120000 Eltern von hessischen
Erst- und Drittklässlern erhalten
deshalb in dieser Woche ein Infor-
mationspaket zur Medienerzie-
hung. Darin enthalten sind Tipps
zur kindgerechten Nutzung von
Fernsehen und Internet. So könn-
ten die Eltern den Medienwün-
schen und Interessen ihrer Kinder
kompetent begegnen. lhe

Protest gegen
Bahnlärm

Kamp-Bornhofen. Die Bürgerbe-
wegung gegen den Bahnlärm im
Mittelrheintal trägt ihren Protest
nach Wiesbaden. Sie will dem hes-
sischen Ministerpräsidenten Volker
Bouffier (CDU) am kommenden
Dienstag 329 Seiten an Beschwer-
den und Vorschlägen überreichen,
heißt es in einer Mitteilung. Die In-
teressengemeinschaft „Bürgerinitia-
tive im Mittelrheintal gegen Um-
weltschäden durch die Bahn“ for-
dert den Bau einer neuen Trasse au-
ßerhalb des Tals. lhe

Gas-Anschlag
beschäftigt Gericht
Marburg. Wenige Stunden nach
der Zwangsversteigerung seines
Hauses soll ein Mann aus Mittel-
hessen versucht haben, das Gebäu-
de in die Luft zu jagen – nun sitzt
er auf der Anklagebank. Wegen ver-
suchten Mordes muss sich der
64-Jährige vor dem Landgericht
Marburg verantworten. Die Staats-
anwaltschaft geht davon aus, dass
der Landwirt im März eine Gaslei-
tung beschädigte – und in Kauf
nahm, dass bei einer Explosion
Menschen sterben könnten. Zu Be-
ginn des Prozesses schwieg der An-
geklagte. Zu einer Explosion kam
es aber nicht. Der Geruch des aus-
strömenden Gases wurde noch
rechtzeitig entdeckt. lhe
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Darmstädter reden bei Haushalt mit
OB Partsch stellt Sparpläne bei Bürgerversammlung zur Diskussion

Noch vor wenigen Wochen
stand Darmstadt vor der Pleite.
Jetzt weist Oberbürgermeister
Jochen Partsch der Stadt einen
Weg in die Zukunft. Seine
Zielvorgaben lauten Effizienz
und Transparenz. Er will sogar
die Bürger an den Haushalts-
beratungen beteiligen. Doch
der Schuldenberg ist gewaltig.

Von Christiane Warnecke

Darmstadt. Die Springbrunnen
sprudeln, die Fahnen wehen im
Wind, Cafébesucher nippen an ih-
rem Cappuccino, Passanten schlep-
pen Tüten vorbei und die „Lude-
wig“-Statue thront unerschütterlich
in der Mitte des Luisenplatzes. Von
der Finanzklemme, in der Hessens
viertgrößte Stadt steckt, ist hier
nichts zu spüren. Doch die Men-
schen sind beunruhigt.
„Die Vereine können zwar jetzt
damit rechnen, dass die Zuschüsse
erst mal weitergezahlt werden, aber
keiner weiß, wie es in zwei oder
drei Jahren aussieht“, sagt der
Darmstädter Helmut K. Nervosität
macht sich auch im Rathaus breit.
Denn schon jetzt ist klar, dass Per-
sonal abgebaut wird, aber wo und
wie viel ist noch offen. „Alles ist

schwammig, wir wissen nicht, wie
es weitergeht“, bekennt ein Ge-
werkschaftsvertreter.
Oberbürgermeister Jochen

Partsch, erster grüner Regent einer
hessischen Großstadt, spricht lieber
von „Zuversicht“ als von Nervosi-
tät, wenn er die Stimmung in sei-
ner Verwaltung beschreibt. „Die La-
ge ist schon dramatisch, aber es
herrscht eine klar feststellbare Auf-
bruchstimmung“, betont er.
Partsch hat gestern zusammen
mit Stadtkämmerer André Schel-
lenberg (CDU) den Haushaltsplan
für 2012 vorgelegt. Trotz des im-

mensen Sparzwangs, der auf der
südhessischen Stadt lastet, habe die
grün-schwarze Regierung Akzente
setzen können: Ein Sonderpro-
gramm zur Kinderbetreuung und
zur Straßensanierung. Auch an der
energetischen Sanierung der Ma-
thildenhöhe solle nicht gespart
werden. Wohl aber überall sonst.
Allerdings „nicht nach dem Rasen-
mäherprinzip“, wie Partsch betont.
Stattdessen würden alle Ausgaben
genau unter die Lupe genommen.
Darmstadt stellt erstmals einen

„Produkthaushalt“ auf, der es er-
mögliche mit „betriebswirtschaft-
lich ausgerichteten Instrumenten“
alle Ausgaben neu zu bewerten. Ge-
spart werden solle zunächst vor al-
lem beim Personal. „Kurzfristig fal-
len 16 Stellen weg“, rechnet der
Kämmerer vor. Und das sei erst der
Anfang. Bis zu den Etatberatungen
in der Stadtverordnetenversamm-
lung wolle der neue Magistrat kon-
tinuierlich weitere Sparvorschläge
in den Entwurf einarbeiten, kün-
digt Partsch an. Sein Ziel: Bis 2016
soll der Haushalt ausgeglichen sein.
Erreichen will er das möglichst

einvernehmlich: „Der Kämmerer
geht auf alle Fraktionen zu – auch
auf die Opposition“, erklärt
Partsch. Und am 28. November sol-

len erstmals die Bürger Gelegenheit
bekommen, ihre Vorschläge einzu-
bringen. Der Termin liege bewusst
vor der zweiten Lesung des Haus-
halts im Parlament, damit „Ideen
aus der Bürgerschaft noch aufge-
nommen werden können“, erklärt
der OB. Allerdings sei das keine
„Wünsch-dir-was-Veranstaltung“.
„Der Magistrat vertritt dabei seine
Politik und letztlich entscheidet das
Parlament.“
„Die neue Form der Bürgerbetei-

ligung ist nur ein Schritt, bei dem
sich unser Politikverständnis entfal-
tet“, sagt Partsch. Vor allem gehe es
darum, Transparenz zu schaffen.
Denn „auch durch unsere hochpro-
fessionelle Herangehensweise ver-
mehrt sich das Geld nicht“, räumt
er schmunzelnd ein.
So wächst der Haushalt 2012 um

15,7 Millionen auf 460 Millionen
Euro. Der Schuldenberg steigt auf
715 Millionen. Wegen der dramati-
schen Finanzlage hatte der Magis-
trat für das laufende Jahr eine dras-
tische Erhöhung der Kassenkredite
beschlossen. Andernfalls hätten die
Gehälter der städtischen Bedienste-
ten nicht mehr ausgezahlt werden
können. OB Partsch verzichtet als
persönlichen Beitrag zur Haushalts-
konsolidierung auf einen Fahrer.OB Jochen Partsch.

Kassel-Calden soll jetzt
nicht mehr teurer werden
Bei den Kosten für Kassel-Calden
ist das Ende der Fahnenstange
laut CDU-Finanzminister
Thomas Schäfer erreicht. Die
Grünen sind skeptisch
und sprechen von „Irrsinn“.

Wiesbaden. Beim Flughafenaus-
bau in Kassel-Calden erwartet der
hessische Finanzminister Thomas
Schäfer „nach menschlichem Er-
messen“ keine weiteren Kostenstei-
gerungen. „Wir werden diesen Flug-
hafen ausbauen, wir werden ihn
fertigstellen“, sagte der CDU-Politi-
ker im Haushaltsausschuss des
Landtags. Der regionale Flughafen
soll 2013 in Betrieb gehen.
Die Landesregierung hatte vor
zwei Wochen eingeräumt, dass Kas-
sel-Calden bis zu 271 Millionen
Euro teuer werden kann. Neben
den neu veranschlagten Kosten von
249 Millionen Euro hat das Land
im Haushalt einen zusätzlichen
Puffer von 22 Millionen einge-
plant. Zuvor wurden die Kosten auf
225 Millionen Euro beziffert – in
ersten Planungen war von nur rund
150 Millionen Euro die Rede gewe-
sen.
Der Flughafen, der vom Land in

Kooperation mit Stadt und Kreis
Kassel sowie der Gemeinde Calden
gebaut wird, soll die regionale Wirt-

schaft stärken. Die neuen Mehrkos-
ten übernimmt das Land, das an
der Projektgesellschaft zu 68 Pro-
zent beteiligt ist.
Schäfer begründete die höheren

Kosten mit Verzögerungen beim
Bau. Das Controlling werde mit
Hilfe eines Wirtschaftsprüfungsun-
ternehmens intensiviert, um den
festgesetzten Rahmen einzuhalten.
Nach Angaben des Finanzministers
laufen weiterhin „informelle Ge-
spräche“ mit privaten Investoren,
die sich eventuell am Airport betei-
ligen wollen.
Zuletzt hatte es geheißen, dass ei-

ne chinesische Fluggesellschaft an
einem Einstieg in Kassel-Calden In-
teresse habe. Auch ohne private Be-
teiligung geht Schäfer davon aus,
dass der Flughafen im Jahr
2017 schwarze Zahlen schreibt. An
der Prognose von jährlich
500000 bis 600000 Passagieren wer-
de festgehalten.
Die Grünen bezeichneten am

Mittwoch das Projekt als „Irrsinn“,
da sich die Kosten innerhalb von
zehn Jahren mehr als verzehnfacht
hätten. Die Linke sprach von einem
„Nonsens-Projekt ohne Schulden-
bremse“. Die SPD, die das Projekt
grundsätzlich unterstützt, beklagte
die mangelnde Kontrolle der Kos-
ten. lhe

Das Skandal-Amt
Die Beschaffungspraxis bei der Polizei steht seit Jahren in der Kritik – jetzt drohen Konsequenzen

Seit Jahren sorgt ein hessisches
Polizeipräsidium für negative
Schlagzeilen. Von unkon-
trolliertem Geldausgeben ist
die Rede, von schlampiger
Organisation, sogar von grob
rechtswidrigem Handeln. Jetzt
reicht’s: Innenminister Boris
Rhein will aufräumen.Nicht
ausgeschlossen, dass die
400-Mann-Behörde dichtgemacht
wird.

Von Thomas Ruhmöller

Wiesbaden. Letztens haben sie
wieder ein Auto gekauft. Einfach
so, ohne Ausschreibung. „Freihän-
dig“ heißt im Verwaltungsdeutsch
diese Form des flotten Behörden-
Shoppens: Beim Nissan-Händler
gleich um die Ecke, in unmittelba-
rer Nachbarschaft zur hessischen
Bereitschaftspolizei, holten sie das
Fahrzeug ab. 25262,68 Euro blätter-
ten sie dafür hin.
Zehn Tage vorher musste ein
neuer VW her. Auch hier sparte
man sich Preisvergleiche, „freihän-
dig“ wurden mal eben 42162,03
Euro fällig.
Am gleichen Tag wurde auch
noch ein Mercedes-Benz-Kastenwa-
gen gekauft. Netto-Preis: 56368,66
Euro. Eine Ausschreibung, bei der
zuvor die günstigsten Angebote
eingeholt werden, gab’s auch dies-
mal nicht. Man kennt sich schließ-
lich, das Autohaus in Wiesbaden
liegt nur ein paar hundert Meter
von der polizeilichen Beschaffungs-
behörde entfernt . . .

Hemmungslose Geschäfte
Es ist die Polizei-Dienststelle mit
dem sperrigen Namen „Präsidium
für Technik, Logistik und Verwal-
tung“ (kurz „PTLV“ genannt), gelei-
tet von Präsident Alfred Kayser („ei-
ne erfahrene Führungspersönlich-
keit mit einem breiten Erfahrungs-
fundus“, so der damalige Innenmi-
nister Volker Bouffier), die seit Jah-
ren berühmt-berüchtigt ist für
hemmungsloses Geldausgeben bei
gleichzeitig äußerst schlampiger
Buchführung.
Bouffier hat als oberster Dienst-
herr den Laden nie in den Griff ge-
kriegt; seinem Nachfolger Boris
Rhein hinterließ er eine 400-Mann-
Behörde, die sich immer wieder ge-
bärdet, als stünde sie außerhalb je-
der Kontrolle und weit über allen
gesetzliche Vorgaben. Das hat der
Rechnungshof wiederholt moniert,
das hat ein Gericht beschäftigt und
einen parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss, und das empört
regelmäßig die Opposition im hes-
sischen Landtag. Genutzt hat’s we-
nig, das PTLV schien immun zu
sein gegen alle Forderungen nach
rechtmäßigem Handeln und Ein-
halten von Behördenvorschriften.

Rügen vom Rechnungshof
Boris Rhein will sich das offenbar
nicht länger bieten lassen. In sei-
nem Innenministerium liegen Plä-
ne für eine großangelegte Untersu-
chung: Organisation, Arbeitsabläu-
fe, Mitarbeiter – das ganze PTLV
soll auf den Prüfstand gestellt wer-

den. Auf Nachfrage dieser Zeitung
erklärte der Minister: „Es stimmt.
Wir werden die Behörde durch-
leuchten. Und am Ende ergebnisof-
fen entscheiden.“ Heißt: „Auch ei-
ne Schließung ist natürlich nicht
ausgeschlossen.“
Ein endgültiges Aus – es käme

nicht sonderlich überraschend. Erst
vor wenigen Wochen hatte der
Rechnungshof den Stab über die
Behörde gebrochen: Bei der Verga-
be von Aufträgen sei gegen rechtli-
che Vorgaben verstoßen worden –
nicht ab und zu mal, nein: „Über-
wiegend“. Entscheidungen seien
nicht korrekt und schon gar nicht
vollständig dokumentiert, vielfach
seien sie nicht mal ordnungsgemäß
unterschrieben worden. „Grob
rechtswidrig“ sei all das, tobte da-
raufhin die innenpolitische Spre-
cherin der SPD im Landtag, die Ju-
ristin Nancy Faeser.

Unvollständige Unterlagen
Absatzweise liest sich der Rapport
der Rechnungsprüfer wie ein übel-
launiger Bericht aus einer Bananen-
republik. Das PTLV habe auf Teu-
fel-komm-raus bestellt: Motorrad-
helme, Autoreifen, Handschellen,
Videorekorder, Schirmmützen, Lap-
toptaschen – stets ohne Ausschrei-
bung, oftmals nur mit der lapida-
ren Begründung, zur Beschaffung
komme nur ein einziges Unterneh-
men in Frage.
Eine Anwaltskanzlei wurde von

der Behörde engagiert – ohne Ver-
gleichsangebote einzuholen, dafür
mit der Erklärung, die Kanzlei sei

in der Vergangenheit stets „koope-
rativ und motiviert“ gewesen. Wen
wundert’s? Der neue Auftrag brach-
te den Anwälten über 100000 Euro
netto ein . . .
In den polizeilichen Beklei-
dungslagern waren Unterlagen un-
vollständig, Unterschriften fehlten,
einige Bedienstete überprüften re-
gelmäßig sich selbst. Da kapitulier-
ten selbst die Rechnungsprüfer:
„Wegen der festgestellten Mängel
war eine Überprüfung der Inventur
nicht möglich.“

Forderung klaglos erfüllt
Und so weiter und so fort. Ein kras-
ses Beispiel noch: Zwei Fahrzeuge
wurden gekauft und sollten umge-
baut werden. Die Autos kosteten
95000 Euro. Ein „ortsnaher Be-
trieb“ legte ein Angebot für die
Vorplanungen des Umbaus vor:
9460,50 Euro sollte das kosten. Ab-
rechnen tat der Betrieb 25800
Euro, was eine satte Preissteigerung
von 173 Prozent ausmachte. Der
Umbau der Fahrzeuge sollte laut
Angebot weitere 158539 Euro kos-
ten, einen Monat später legte der
Fahrzeugbauer seine Rechnung vor:
Jetzt verlangte er 243600 Euro. Er
hat sein Geld gekriegt, natürlich . . .
Konsequenzen aus dem Bericht
der Rechnungsprüfer? Maßnah-
men? Reaktionen? Unbekannt. Es
geht bis heute weiter, immerzu: En-
de Juni bekam ein Hofheimer Rei-
fenhändler „freihändig“ den Auf-
trag, Reifen von Polizeifahrzeugen
aus Frankfurt zu montieren, zu la-
gern und zu entsorgen. Dafür darf

er 77500 Euro in Rechnung stellen.
Am 24. Juni bekam ein Unter-
nehmen im westfälischen Münster
vom PTLV Hessen gleich zwei di-
cke Aufträge: Erst wurden „freihän-
dig“ 120 Kleinstfunkgeräte geordert
– Wert: 54354 Euro. Und dann
wurden, am gleichen Tag, auch
noch 120 Hör-Sprech-Garnituren
angefordert – Wert: 93943,80 Euro.
Schwer nachvollziehbar, warum
sich die Behörde seit Jahr und Tag
ungestraft mit derart undurch-
schaubarem Geschäftsgebaren
durchwursteln kann. Nur einmal
gab es ein böses Erwachen: Allzu
dreist waren die Selbstbereiche-
rungsaktionen eines Beamten vor
exakt zehn Jahren. Der Schaden
ging in die Hunderttausende, ein
Gericht verhängte eine Haftstrafe
von fast vier Jahren.

Vernichtende Kritiken
Um die Hintergründe des Korrupti-
onsskandals aufzuarbeiten, wurde
seinerzeit ein Untersuchungsaus-
schuss eingesetzt. Es änderte sich
nichts.
In den Jahren 2005 und 2008
schrieb der Rechnungshof vernich-
tende Kritiken: Keine geordnete
Aktenführung, gravierende Mängel
bei Ausschreibungen und Verga-
ben, keine nachvollziehbaren An-
weisungen über Zeichnungsbefug-
nisse, eine katastrophale Lagerhal-
tung . . . Es änderte sich nichts.
Damals war Volker Bouffier Chef
der übergeordneten Innenbehörde.
Er hatte das PTLV ins Leben geru-
fen, Besserung war also unter ihm

kaum zu erwarten. Zuletzt hatte er
den jetzigen Präsidenten ins Amt
gehievt: Alfred Kayser hatte zuvor
für die CDU eine aussichtslose
Kandidatur um das Amt des Offen-
bacher Oberbürgermeisters absol-
viert. Seine Beförderung ins lukrati-
ve Präsidentenamt wurde vielfach
als Zeichen des Dankes seines spä-
teren Ministerpräsidenten gewertet.

Ein Fall für externe Prüfer?
Jetzt ist Boris Rhein Innenminister.
Kriegt er das Präsidium in den
Griff, wird er es schaffen, in der Be-
hörde aufzuräumen?
Im Ministerium überlegt man,

eine externe Agentur mit der Un-
tersuchung der Behörde zu beauf-
tragen .
„Wir werden die Arbeit in dem
Präsidium genauestens analysie-
ren“, sagte Rhein dieser Zeitung.
Organisation, Arbeitsprozesse,
Strukturen, Schwachstellen, Ab-
grenzung zu anderen Beschaffungs-
Dienststellen in Hessen – das ganze
Arsenal wird ausgepackt. Von wem?
„Den Auftrag schreiben wir natür-
lich europaweit aus“, so Rhein, je-
der einzelne Schritt werde transpa-
rent gemacht, „spätestens Mitte
2012 sollten Ergebnisse vorliegen.“
Und dann wird entschieden.

„Vielleicht müssen wir umstruktu-
rieren. Vielleicht müssen wir Aufga-
ben neu verteilen“, sagt Rhein.
„Aber vielleicht brauchen wir die
Behörde in dieser Form auch gar
nicht mehr.“ Das Ende der Skandal-
behörde – nichts ist jetzt mehr aus-
geschlossen.

Arbeiten in idyllischer Umgebung: Das Polizeipräsidium für Technik, Logistik und Verwaltung hat seinen Sitz in einer Wiesbadener Villa. Foto: Paul Müller


